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der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Iro. 42 


Marienwerder, den 14. Oktober 1896 


1896. 


Die Nummer 33 des Reichs⸗Geſetzblatts enthält 
unter 

Nr. 2341 die Bekanntmachung, betreffend die 
Anzeigepflicht für die Schweineſeuche, die Schweinepeſt 
und den Rothlauf der Schweine, vom 2. Oktober 1896. 
— 


Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Central⸗Behörden. 

1 Betrifft: 
Auslegung der Begriffe „einfache Löſungen“ und „ein⸗ 
fache Verreibungen“ im § 4 Abſatz 2 der neuen Be⸗ 
ſtimmungen über die Abgabe ſtarkwirkender Arzneimittel. 
Die im § 4 der Bundesrathsvorſchriften, bee! 
treffend die Abgabe ſtarkwirkender Arzneimittel pp. 
(Beſchluß vom 13. Mai 1896), vorgeſehene Erleichte⸗ 
rung hinſichtlich der Abgabe von Morphin oder deſſen 
Salzen zum inneren Gebrauche beruht auf der Er⸗ 
wägung, daß Morphin und Salze deſſelben nicht ſelten 
(3. B. bei Bronchialkatarrhen) anderen Arznermitteln 
lediglich in der Abſicht zugeſetzt werden, um neben der 
ſonſtigen Wirkung der Arznei auch noch die beruhigenden 
und ſchmerzlindernden Wirkungen des Morphins dem 
Patienten zu verſchaffen. Es handelt ſich dabei ſtets 
nur um geringfügige Mengen, welche in dieſer Zu: 


2 


Weſentlichen nur die Löſungs⸗ und Verreibungsmittel 
für das Morphin bilden. In zweifelhaften Fällen 
wird dem Apotheker zu empfehlen ſein, eine erneute 
ärztliche Anordnung zu verlangen. 

Berlin, den 28. Juli 1896. 

Der Direktor des Kaiſerlichen Geſundheitsamts. 
gez. Köhler. 
Bekanntmachung. 

Zur Ausbildung von Turnlehrerinnen wird auch 
im Jahre 1897 ein etwa drei Monate währender 
Kurſus in der Königlichen Turnlehrer⸗Bildungsanſtalt 
in Berlin abgehalten werden. 

Termin zur Eröffnung deſſelben iſt auf Freitag, 
den 2. April k. Is. anberaumt worden. 

Meldungen der in einen Lehramte ſtehenden 
Bewerberinnen ſind bei der vorgeſetzten Dienſtbehörde 
ſpäteſtens bis zum 15. Januar k. Se, Meldungen 
anderer Bewerberinnen bei derjenigen Königlichen Re⸗ 
gierung, in deren Bezirk die Betreffende wohnt, eben⸗ 
falls bis zum 15. Januar k. Is. anzubringen. 

Die in Berlin wohnenden in keinem Lehranite 
ſtehenden Bewerberinnen haben ihre Meldungen bei 
dem Königlichen Polizei-Präſidium in Berlin ebenfalls 
bis zum 15. Januar k. Is. anzubringen. 

Den Meldungen ſind die im § 3 der Aufnahme⸗ 


ſammenſetzung die Gefahr des Morphiummißbrauchs beſtimmungen vom 15. Mai 1894 bezeichneten Schrift⸗ 


durch zu häufige Wiederholung der 
wiſſen des Arztes nicht bieten. 
Anders ſteht es mit den einfachen Löſungen und 
den einfachen Verreibungen des Morphins. Hier ſind 
die hinzugeſetzten Stoffe nur die Träger des Morphins 
bezw. ſeiner Salze und ſollen namentlich die zuverläſſige 
Doſirung des bereits in wenigen Centigrammen ſtark 
wirkenden Medikaments erleichtern. Eine weſentliche 
arzneiliche Wirkung kommt dem Zuſatze im Verhältniß 
zu dem Morphin nicht zu. Meiſt werden Stoffe wie 
Waſſer, Weingeist, Zucker, Milchzucker, Gummiarabikum, 


Arznei ohne Vor⸗ſſtücke geheftet beizufügen, die Meldung jelbit iſt aber 


mit dieſen Schriftſtücken nicht zuſammenzuheften. 

Berlin, den 28. September 1896. 
Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und 

Medizinal⸗Angelegenheiten. 
Im Auftrage: 
Kügler. 
Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Provinzial⸗Behörden rc. 
Bekanntmachung. 
Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 


3 


Stärkemehl verwendet, es kommt aber auch vor, daß ſtellvertretenden Gutsvorſtehers Schnee in Taſchau 
der Zuſatz an ſich bereits aus verſchiedenen Stoffen zum Standesbeamten für den Standesamtsbezirk Taſchau, 
zuſammengeſetzt iſt, z. B. Brauſepulver, ohne daß Kreiſes Schwetz, an Stelle des Gutsbeſitzers Wiſſelinck 
dadurch die ausſchlaggebende Bedeutung des Morphins in Taſchau zur öffentlichen Keuntniß. 


als weſentlicher Beſtandtheil der Arznei vermindert wird. 
Hieraus ergiebt ſich, daß im Sinne des 5 4 


a. a. O. als einfache Löſungen oder Verreibungen 4) 


nicht ausſchließlich derartige Zubereitungen des Morphins 


Danzig, den 7. Oktober 1896. 
Der Ober⸗Präſident. 
Bekanntmachung. 

Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 


mit anderen einfachen Stoffen, vielmehr ſolche Zu- Gemeinde ⸗Vorſtehers, Grundbeſitzers Theophil Dziar⸗ 
bereitungen aufzufaſſen ſind, bei denen die Zuſätze imnowski in Pehsken zum erſten Stellvertreter des 
Ausgegeben in Marienwerder am 15. Oktober 1896 
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Standesbeamten für den Standesamtsbezirk Pehsken, 
Kreiſes Marienwerder, an Stelle des Gaſtwirths Bo⸗ 
binski in Königlich Jellen zur öffentlichen Kenntniß 

Danzig, den 7. Oktober 1896. 

Der Ober-⸗Präſident. 
5) Bekauntmachung. 

Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
Guts⸗Verwalters und Guts-Vorſtehers Stellvertreters 
Anton von Kraßewski zu Adl. Kruſchin zu zweiten 
Stellvertreter des Standesbeamten für den Standes⸗ 
amtsbezirk Griewenhof, Kreiſes Strasburg Wpr., an 
Stelle des aus dem Bezirke verzogenen Gutsbeſitzers 
von Mellin in Adl. Kruſchin zur öffentlichen Kenntniß. 

Danzig, den 7. Oktober 1896. 

Der Ober⸗Präſident. 
6) Bekanntmachung. 

Unter Bezugnahme auf die dieſſeitigen Amtsblatts 
Bekanntmachungen vom 13. Dezember 1887 bringe 
ich hierdurch zur öffentlichen Kenntniß, daß zufolge 
Antrages des Kreiſes Brieſen die neu erbaute Kreis 
Chauſſee von Bahrendorf über Wimsdorf-Lobdowo bis 
zur Chauſſee Schönſee-Strasburg Weſtpr. bei Tokary 
von mir als ſolche Kunſtſtraße anerkannt worden iſt, 
auf welche die Beſtimmungen des Geſetzes vom 20. 
Juni 1887 Anwendung zu finden haben. 

Danzig, den 10 September 1896. 

Der Ober⸗Präſident. 


7) Bekanntmachung. 
Mit Zuſtimmung des Bezirks ⸗Ausſchuſſes hierſelbſt 
werden die nachſtehenden Poltzei-Verordnungen: 

1. vom 24. Oktober 1892, betreffend das Mitführen 
von einwandsfreiem Trinkwaſſer ſeitens der Flöſſer 
auf der Weichſel. (Extrablatt zu Nr 43 des 
Amtebl. vom 26. Oktober 1892.) 

2. vom 4. November 1892, betreffend den Auf: 
enthalt der Flöſſer in den Uferortſchaften der 
Weichſel. (Amtsblatt Nr. 48 vom 30. No⸗ 
vember 1892.) 

3. vom 19. April 1893, betreffend die geſundheits⸗ 
polizeiliche Ueberwachung der im Stromgebiet 
der Weichſel verkehrenden Fahrzeuge. (Extrablatt 
zu Nr. 16 des Amtsbl. vom 19. April 1893.) 

hierdurch aufgehoben. 
Marienwerder, den 7. Oktober 1896. 
Der Regierungs-Präſident. 
8) Durch Erlaß der Herren Miniſter für Handel und 
Gewerbe und für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten 
ſind der Landrichter Engel in Thorn zum Vorſitzenden, 
und der Amtsrichter Technau ebenda zum ſtellver⸗ 
tretenden Vorſitzenden der in Culmſee zur Durchführung 
der Arbeiterverſicherung in den Kreiſen Thorn, Culm 
und Brieſen errichteten Schiedsgerichte ernannt worden. 
Marienwerder, den 9. Oktober 1896. 
Der Regierungs⸗Präſident. 


9 Urkunde 
betreffend die Umpfarrung der Ortſchaften Griewe, 
Griebenau, Zeigland und Golotty, Kreis Culm. 


Mit Genehmigung des Herrn Miniſters der 
geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal⸗Angelegenheiten 
und des Evangeliſchen Ober⸗Kirchenraths ſowie nach 
Anhörung der Betheiligten wird von den unterzeichneten 
Behörden hierdurch Folgendes feſtgeſetzt: 

§ 1. Die Evangeliſchen der Ortschaften Griewe, 
Griebenau und Zeigland werden aus der Kirchen⸗ 
gemeinde Culmſee, Diözeſe Thorn und die Evangeliſchen 
der Ortſchaft Golotty aus der Kirchengemeinde Plutowo, 
Diözeſe Culm, ausgepfarrt und in die Kirchengemeinde 
Klein Trebis, Diözeſe Culm, eingepfarrt. 

§ 2. Dieſe Urkunde tritt am 1. Dezember 1896 
in Kraft. 

Danzig, den 1. Oktober 1896. 
Königliches Konſiſtorium der Provinz Weſtpreußen. 
Meyer. 
Marienwerder, den 8. Oktober 1896. 
Königliche Regierung, 
Abtheilung für Kirchen- und Schulweſen. 
Schweder. 
®) Der für den Händler Hermann Sommerfeld I 
zu Krojanke zum Handel mit Leinen-, Woll- und Baum⸗ 
wollwaaren mit einſpännigem Fuhrwerk auch im Grenz— 
zollbezirk ausgefertigte Wandergewerbeſchein Nr. 555 
für 1896 iſt verloren gegangen und wird hiermit für 
ungültig erklärt. 

Marienwerder, den 7. Oktober 1896. 

Königliche Regierung, 
Abtheilung für direkte Steuern, Domänen und Forſten. 
1) Diejenigen Theologie-Studirenden und Kan⸗ 
didaten, welche ſich den theologiſchen Prüfungen im 
nächſten Termin unlerziehen wollen, haben uns ihre 
Meldung bis fpäteftens zum 25. Oktober 1896 
einzureichen. 

Der Meldung zum Examen pro licentia con- 
cionandi ſind beizufügen: 

1. der Taufſchein, 

2. das Abgangszeugniß vom Gymnaſium, eventl. 
das daſſelbe ergänzende Zeugniß über die Prüfung 
in der hebräiſchen Sprache, 

3. das Abgangszeugniß von der Univerjität bezw. 
den Univerſitäten, 

4. das Abendmahlszeugniß, 

5. ein deutſch abgefaßter Lebenslauf, 

Der Meldung zum Exanten pro ministerio find 
beizufügen: 

1. der Taufſchein, 

2. das Abgangszeugniß von der Univerſität bezw. 

den Univerſitäten, 

das Abendmahlszeugniß, 

ein deutſcher Lebenslauf, 

die Predigtlicenz, 

der Nachweis über die erledigte Militär⸗Dienſt⸗ 
pflicht bezw. Befreiung von derſelben, 

eine pflichtmäßige Erklärung über das Vorhanden⸗ 
ſein, eventl. über die Art und Entſtehung etwaiger 
Schulden. 

Sollte das Zeugniß zu 6 nicht gleich bei ber 


S 
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Meldung oder bis zur Prüfung ſelbſt beigebracht 
werden können, ſo wird die Prüfung dadurch zwar 
nicht aufgehalten, die Ausfertigung des Wahlfähigkeits⸗ 
zeugniſſes nach beſtandener Prüfung aber muß bis zur 
Beibringung des gedachten Zeugniſſes ausgeſetzt werden. 

Sämmtliche Zeugniſſe und Atteſte ſind in 
Urſchrift und in Abſchrift durch Vermittelung 
der Königlichen Superintendentur, welche zu: 
gleich um Beifügung eines Führungs-Arteſtes 
zu erſuchen iſt, einzureichen. 

Auf der Meldung iſt die Wohnung genau an— 
zugeben; die bereits pro licentia coneionandi ge- 
prüften Kandidaten haben auch anzuzeigen, auf welchem 
Schullehrer-Seminar fie den vorgeſchriebenen ſechs— 
wöchigen Kurſus abſolvirt haben. 

Danzig, den 26. September 1896. 

Königliches Konſiſtorium der Provinz Weſtpreußen. 
Meyer. 


Nothſtandstarif für Düngemittel. 

Im Verkehr der Stationen der Preußiſchen Staats⸗ 
eiſenbahnen untereinander und im Wechſelverkehr mit 
den Oldenburgiſchen Staats-Eiſenbahnen, ſowie mit 
Kempen der Breslau-Warſchauer Eiſenbahn it mit 
Gültigkeit vom 2. d. M. die Beſtimmung auf Seite 2 
des Tarifs — für Chileſalpeter und Salpeterabfall — 
unter Ziffer 2 durch folgenden Zuſatz, der in der 
7. Zeile hinter dem Wort „beantragen“ einzuſchalten 
iſt, ergänzt: 

„Wird auf Grund nachträglicher Anweiſung 
des Abſenders oder des Adreſſaten die Sendung 
am Beſtimmungsort einem Dritten ausgeliefert, 
ſo gilt fortan dieſer auch dann, wenn der Fracht— 
brief nicht auf ſeine Adreſſe geändert wurde, im 
Sinne dieſes Tarifs als Empfänger.“ 

Statt der folgenden Worte „als ſolcher gilt“ iſt 
zu ſetzen: 
„Als Verwendungsnachweis wird anerkannt:“ 
Danzig, den 6. Oktober 1896. 
Königliche Eiſenbahn-Direktion. 


Bekanntmachung. 

Bei der nach den Beſtimmungen der §§ 39, 41 
und 47 des Geſetzes vont 2. März 1850 und nach 
unſerer Bekanntmachung vom 16. v. Mts. heute ſtatt⸗ 
gefundenen öffentlichen Verlooſung von 3¼ prozemigen 
Rentenbriefen der Provinzen Oſt- und Weſtpreußen 
ſind nachfolgende Nummern gezogen worden: 

Littr. F. zu 3000 Mark Nr. 54, 570, 899, 1148, 

1520, 1581. 

Littr. H. zu 300 Mark Nr. 332, 507. 
Littr. J. zu 75 Mark Nr. 36, 103, 219, 594. 

Die Inhaber werden aufgefordert, gegen Quittung 
und Einlieferung der ausgelooſten Rentenbriefe in kurs⸗ 
fähigem Zuſtande nebſt den dazu gehörigen Zinsſcheinen 
Reihe 1 Nr. 11—16 und Anweiſungen den Nennwerth 
bei unſerer Kaſſe hierſelbſt, Tragheimer Pulverſtraße 

r. 5 bezw. bei der Rentenbankkaſſe für die Provinz 
Brandenburg zu Berlin vom 2. Januar 1897 ab, an 


12) 


13) 


den Wochentagen von 9 bis 12 Uhr Vormittags in 
Empfang zu nehmen. 

Den Inhabern von ausgelooſten und gekündigten 
Rentenbriefen ſteht es auch frei, dieſelben mit der 
Poſt an die genannten Rentenbank-Kaſſen portofrei 
einzuſenden und den Antrag zu ſtellen, daß die Ueber⸗ 
mittelung des Geldbetrages auf gleichem Wege und, 
ſoweit ſolcher die Summe von 400 Mark nicht über⸗ 
ſleigt, durch Poſtanweiſung jedoch auf Gefahr und 
Koſten des Empfängers erfolge. 

Einem ſolchen Antrage iſt eine Quittung nach 
folgendem Muſter: 

M s buchſtäblich Mark für 

d . . ausgelooſten . . 3½% Rentenbrief . . der 
Provinzen Oſt⸗ und Weſtpreußen Littr.. Nr.. 
aus der Königlichen Rentenbankkaſſe zu 
empfangen zu haben, beſcheinigt. 

(Ort, Datum, Unterſchrift.) 


beizufügen. 

Vom 2. Januar 1897 ab hört die Verzinſung der 
ausgelooſten Rentenbriefe auf und es wird der Werth 
der etwa nicht mit eingelieferten Zinsſcheine bei der 
Auszahlung vom Kapital in Abzug gebracht. 

Die Verjährung der ausgelooſten Rentenbriefe 
tritt nach den Beſtimmungen des § 44 a. a. O. binnen 
10 Jahren ein. 

Königsberg, den 13. Auguſt 1896. 

Königliche Direktion der Rentenbank für die Provinzen 
Oſt⸗ und Weſtpreußen. 
14) Polizei⸗Verorduung, 
betreffend die Benutzung von Räumen zur Herſtellung, 
zum Verkauf oder zur Aufbewahrung von Nahrungs- 
und Genußmitteln. 

Auf Grund der SS 5 und 6 des Geſetzes über 
die Polizei⸗Verwaltung vom 11. März 1850, ſowie 
des § 143 des Geſetzes über die allgemeine Landes— 
verwaltung vom 30. Juli 1883 wird unter Zuſtimmung 
des Magiſtrats für den Umfang des Polizei-Bezirkes 
der Stadt Flatow Nachſtehendes verordnet. 

§ 1. Gewerbetreibenden, welche ſich mit der 
Herſtellung und dem Verkauf von Nahrungs- und Ge⸗ 
nußmitteln, insbeſondere von Milch, Milcherzeugniſſen, 
Fleiſch⸗ und Backwaaren beſchaftigen, oder den Handel 
mit Obſt, Südfrüchten und geräucherten Fiſchen be: 
treiben, iſt es verboten, diejenigen Räume, welche der 
Zubereitung, der Aufbewahrung oder dem Verkauf der 
vorgedachten Waaren oder Handelsartikel dienen, zu 
Schlafräumen, oder zur Unterbringung von erkrankten 
13 oder Leichen zu benutzen oder benutzen zu 
aſſen. 

§ 2. Wer den Beſtimmungen dieſer Polizei⸗ 
Verordnung zuwiderhandelt, wird mit Geldſtrafe bis 
zu 9 Mark oder im Unvermögensfalle mit Haft bis 
zu 3 Tagen beſtraft. 

§ 3. Dieſe Polizei⸗Verordnung tritt am Tage 
der Publikation durch die „Flatower Zeitung“ in Kraft. 

Flatow, den 1. September 1896. 

Die Polizei⸗Verwaltung. 
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15) Polizei⸗Verordnung⸗ zur öffentlichen Kenntniß, daß etwaige Wiederſpruchs⸗ 

Auf Grund der 88 5 und 6 des Geſetzes über rechte und Entſchädigungsanſprüche binnen 3 Monaten, 
die Polizeij⸗Verwaltung vom 11. März 1850, ſowie vom Tage des Erſcheinens des erſten (dieſe Bekannt⸗ 
des § 143 des Geſetzes über die allgemeine Landes⸗ machung enthaltenen) Amtsblatts angerechnet bei dem 
verwaltung vom 30. Juli 1883 verordnet die Polizei⸗ Kreis⸗Ausſchuſſe anzumelden ſind, widrigenfalls Die⸗ 
Verwaltung unter Zuſtimmung des Magiſtrats in jenigen, welche ſich binnen der beſtimmten Friſt nicht 
Krojanke für den Umfang des Stadtbezirks Krojanke gemeldet haben, in Beziehung auf das zur Bewäſſerung 
was folgt: zu verwendende Waſſer ſowohl ihres Widerſpruchsrechts 

§ 1. Werkſtätten und Lagerräume jeglicher Art, als des Anſpruchs auf Entſchädigung verluſtig gehen 
in denen Nahrungs- und Genußmittel zubereitet werden, und in Beziehung auf das zu bewäſſernde oder zu den 
dürfen als Schlafſtätten nicht benutzt werden. Waſſerleitungen zu benutzende Terrain ihr Wider⸗ 

8 2. Zuwiderhandlungen werden mit einer Geld⸗ ſpruchsrecht gegen die Anlage verlieren, und nur einen 
ſtrafe bis zu 9 Mk. eventl. entſprechender Haft beſtraft. Anſpruch auf Entſchädigung behalten. 


8 3. Vorſtehende Polizei⸗Verordnung tritt mit Schwetz, den 21. September 1896. 
dem Tage ihrer Verkündigung in Kraft. Der Landrath. 
Krojanke, den 28. Juli 1896. 18) Verſonal⸗Chronik. 
Die Polizei⸗Verwaltung. Im Kreiſe Marienwerder iſt der Rittergutsbeſitzer 
16) Polizei⸗Verorduung. Dr. Mendrzyk zu Alt Janiſchau zum Amtsvorſteher 
Auf Grund der 88 5 und 6 des Geſetzes über für den Amtsbezirk Brodden ernannt. 
die Polizei⸗Verwaltung vom 11. März 1850, ſowie Im Kreiſe Graudenz iſt der Rittergutsbeſitzer 


des § 143 des Geſetzes über die Landesverwaltung Prange zu Kl. Schönwalde nach abgelaufener Amts⸗ 
vom 30. Juli 1883 in Verbindung mit dem § 62 dauer wieder zum Stellvertreter des Amtsvorſtehers 
der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872/19. März für den Amtsbezirk Wiederſee ernannt. 
1881 wird hierdurch unter Zuſtimmung des Amts⸗ Im Kreiſe Schlochau iſt der Geureindevorſteher 
ausſchuſſes für den Umfang des Gemeindebezirks Podgorz Zander zu Biſchofswalde nach abgelaufener Amts⸗ 
Folgendes verordnet: dauer wieder zum Amtsvorſteher für den Amtsbezirk 
§ 1. Werkſtätten, in denen Nahrungs: und Biſchofswalde ernannt. 
Genußmittel zubereitet werden, wie die der Bäcker, Perſonal⸗Veränderungen bei der Königlichen 
Fleiſcher u. ſ. w., dürfen als Schlafſtätten nicht benutzt Berg⸗, Hütten⸗ und Salinen⸗Verwaltung. 
werden. Bei dem Königlichen Oberbergamt zu Breslau 
§ 2. Zuwiderhandlungen gegen dieſe Polizei⸗ iſt dem Oberbergrath Schollmeyer der Charakter als 
Verordnung werden mit einer Geldſtrafe bis zu neun Geheimer Bergrath Allerhöchſt verliehen worden. 


Mark eventl. entſprechender Haft beſtraft. Dem Fräulein Riß in Adl. Sawadda, Kreis 
§ 3. Vorſtehende Verordnung tritt mit dem Schwetz, iſt die Erlaubniß ertheilt, im dieſſeitigen Bezirk 
Tage der Publikation in Kraft. als Hauslehrerin und Erzieherin thätig zu ſein. 
Podgorz, den 1. September 1896. 19) Erledigte Schulftellen. 
Der Amtsvorſteher. Die Schullehrerſtelle zu Babken, Kreis Graudenz, 
17) Bekanntmachung. ſoll wieder beſetzt werden. 
Der Rittergutsbeſitzer Hans Maercker in Rohlau Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um die⸗ 


beabſichtigt, die ihm gehörige und auf dem Vorwerke ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
Roßgarten gelegene Waſſerkraft des Montaufluſſes, ihrer Zeugniſſe, bei dem kommiſſariſchen Kreisſchul⸗ 
welche früher einen Eiſenhammer betrieb, jetzt zum inſpektor Herrn Komorowski zu Leſſen zu melden. 


Maſchinenbetriebe und zur Beleuchtung auf ſeinem Gute Die Schullehrerſtelle zu Wonno, Kreis Löbau, 
Rohlau auszunutzen und zwar mittelſt Turbine unter|joll wieder beſetzt werden. 
Benutzung des Montaufluſſes bei Anwendung derſelben Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um die⸗ 


Fachbaumhöhe und eines Staues, welcher um 26 em ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
über eine von dem dort vorhandenen Merkpfahl be- ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
ſtehende Marke hinausgehen ſoll. Herrn Lange zu Neumark zu melden. 

Die diesbetreffenden Beſchreibungen und Zeich⸗ Die 1. Lehrerſtelle an der Volksſchule zu Honig⸗ 
nungen liegen während der Dienſtſtunden in dem Bureau felde, Kr. Stuhm, wird zum 1. November d. Is. erledigt. 
des Kreis- Ausſchuſſes hierſelbſt zu Jedermanns Ein⸗ Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um die⸗ 
ſicht aus. ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 

Vorſtehendes bringe ich hierdurch in Gemäßheit ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpector 
des Geſetzes vom 28. Februar 1843 mit dem Bemerken Herrn Dr. Zint zu Marienburg zu melden. 


(Hierzu der Oeffentliche Anzeiger Nr. 42.) 


Redigirt im Bureau der Königlichen Regſerung. Druck von R. Kanter's Hofbuchdruckeren. 
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